Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2237 


Sachgebiet 216 


Vorblatt 


Erziehungsberatungsstellen 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Jugend, Familie und Gesundheit) 


A. Problem 

Die unzureichende Versorgung der Bevölkerung mit Erziehungs- 
beratungsstellen und die große Bedeutung der Erziehungs- 
beratungsstellen für die Gesellschaft machen es dringend erfor- 
derlich, entsprechende Abhilfe zu schaffen. 


B. Lösung 

Durch enge Zusammenarbeit mit den obersten Jugendbehörden 
der Länder, damit durch den Erlaß von verbindlichen Richtlinien 
eine möglichst optimale Wirksamkeit erreicht wird. 

Zudem sollte die zentrale Weiterbildung von Mitarbeitern 
stärker gefördert werden. 


C. Alternativen 

Wurden keine erörtert. 


D. Kosten 

Für den Bund, abgesehen von der Förderung der zentralen 
Weiterbildung von Mitarbeitern, keine. Gegenüber dem Haus- 
haltsjahr 1970 hat die Bundesregierung einen Mehrbetrag von 
12 000 DM und damit eine Erhöhung auf rund 92 000 DM für 
das Haushaltsjahr 1971 vorgesehen. 
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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Jugend, Familie und Gesundheit 
(12. Ausschuß) 

über den Antrag der Abgeordneten Dr. Martin, Picard, Dr. Götz 
und der Fraktion der CDU/CSU 

— Drucksache VI/1341 — 

betr. Erziehungsberatungsstellen 


A. Bericht des Abgeordneten Spitzmüller 


Der vorliegende Antrag wurde in der 81. Sitzung 
des Deutschen Bundestages am 2. Dezember 1970 
dem Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
federführend, dem Ausschuß für Bildung und Wis- 
senschaft und dem Haushaltsausschuß mitberatend 
überwiesen. Der Ausschuß für Bildung und Wissen- 
schaft hat sich am 4. März 1971 mit dem Antrag 
beschäftigt und dem federführenden Ausschuß emp- 
fohlen, eine Novellierung des Jugendwohlfahrts- 
gesetzes soll 

1. in den Zusammenhang der offenen Jugendhilfe 
die Erziehungsberatung einordnen, 

2. die Bedingungen, die eine optimale Wirksamkeit 
der Erziehungsberatungsstellen sicherstellen, prä- 
zise beschreiben, 

3. die Verpflichtung für die Errichtung von Er- 
ziehungsberatungsstellen erklären. 


Der federführende Ausschuß für Jugend, Familie 
und Gesundheit hat den Antrag in seiner 33. Sitzung 
am 11. März 1971 behandelt. Es wurde Übereinstim- 
mung darüber festgestellt, daß ein Ausbau der Er- 
ziehungsberatungsstellen als Einrichtungen der Ju- 
gendhilfe für erforderlich gehalten wird, vor der 
großen Reform des Jugendhilferechts jedoch keine 
weitere Novellierung des geltenden Rechts mehr 
erfolgen und gegenüber den Länderregierungen der 
Erlaß einheitlicher Richtlinien angeregt werden soll. 
Der Ausschuß empfiehlt, ein entsprechendes Er- 
suchen an die Bundesregierung zu richten. 

Der mitberatende Haushaltsausschuß hat in seiner 
Sitzung am 6. Mai 1971 den vom federführenden 
Ausschuß gefaßten Beschluß einstimmig zur Kennt- 
nis genommen und mitgeteilt, daß die Konsequen- 
zen des Beschlusses bei der Beratung der kommen- 
den Haushalte zu ziehen seien. 


Bonn, den 11. März 1971 


Spitzmüller 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bundestag hält einen Ausbau der Erzie- 
hungsberatungsstellen als Einrichtungen der Ju- 
gendhilfe für erforderlich. 

2. Der Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

a) mit den zuständigen Länderministerien die 
Ausfüllung des § 5 Abs. 1 des Jugendwohl- 
fahrtsgesetzes zu erörtern, um dabei auf die 
Schaffung weiterer Erziehungsberatungsstel- 
len und auf verbindliche Länderrichtlinien zu 
dringen, die eine optimale Wirksamkeit die- 
ser Einrichtungen sichern. Dabei soll den 
Problemen der Koordination und Koope- 


ration der einzelnen Beratungsdienste {Sucht- 
gefahren, Eheberatung, Familienberatung, Se- 
xualberatung und insbesondere den schul- 
psychologischen Diensten) besondere Auf- 
merksamkeit gewidmet werden; 

b) die zentrale Weiterbildung der Mitarbeiter 
von Erziehungsberatungsstellen stärker zu 
fördern; 

c) im Rahmen der geplanten Reform des Jugend- 
hilferechts auch den Anspruch auf Beratung 
in Fragen der Erziehung zu konkretisieren 
und die Träger der Jugendhilfe zur Errich- 
tung der erforderlichen Beratungsstellen zu 
verpflichten. 


Bonn, den 11. März 1971 


Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 


Haudc 

Vorsitzender 


Spitzmüller 

Berichterstatter 



